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Nach Überprüfung der Vorleistung teilte ein Fußbo-
denfachunternehmen dem Auftraggeber mit,
dass diese nicht sachgerecht ist. Daher ist ei-
ne fehlerfreie Leistungsausführung – nämlich
das Verlegen eines schwimmenden Estrichs
wegen der vielen Rohrleitungen – nicht mög-
lich. Zur Unterstützung der Argumentation
wurde der Geschäftsleitung des Bauträgers
eine Fotoaufnahme übermittelt. Gleichzeitig
unterbreitete der Fachhandwerker ein Alter-
nativangebot, dass mit einem allgemein bau-
aufsichtlich zugelassenen Volldämm-Leicht-
estrich in nur einem Arbeitsgang eine sachge-
rechte Ausgleichsschicht mit integrierter
Wärme- und Trittschalldämmung hergestellt
werden kann. Trotzdem wollte der Bauträger
auf diese Bedenken nicht eingehen – eine Si-
tuation, vor der qualifizierte Fachunterneh-
men in Deutschland des Öfteren stehen.
Betrachtet man die Praxis, kann man nahezu
jeden Tag auf irgendeiner Baustelle feststel-
len, dass nicht sach- und fachgerecht gearbei-
tet wird. Man scheint immer noch der Mei-
nung zu sein, dass man mit dem Estrich eine
fehlerhafte Vorleistung zudecken kann und
begreift nicht, dass diese Mentalität dem ge-
samten Ansehen des Handwerks schadet.
Aufklärung ist notwendig und der richtige
Weg scheint zu sein, die Aufklärung direkt
beim Verbraucher (Auftraggeber) anzu-
setzen.

Baurechtliche Betrachtung
Eigentlich haben Auftragnehmer kein Interes-
se daran, wegen einer mangelhaften Vorleis-
tung beim Auftraggeber schriftlich Bedenken
anzumelden. Falsche Rücksichtnahme gegen-
über einer fehlerhaften Planung und Leis-
tungsausführung der Vorleistung ist aber fehl
am Platz. Der Auftraggeber hat einen Rechts-
anspruch auf eine sach- und fachgemäße,

mangelfreie, den anerkannten Regeln der
Technik entsprechende Leistungsausführung.
Der Planer und auch der Auftragnehmer haf-
ten unabhängig voneinander gegenüber dem
Auftraggeber (Verbraucher) für eine fehler-
freie Leistungsausführung. Der Auftragneh-
mer hat gemäß § 4, Nr. 2 (1) VOB Teil B seine
Leistung unter Beachtung der anerkannten
Regeln der Technik zu erbringen. Diese sind
nicht immer identisch mit DIN-Normen oder
den allgemeinen technischen Vorschriften
des Teiles C der VOB. Der Begriff der aner-
kannten Regeln der Bautechnik geht über den
der DIN-Norm hinaus, indem letztere den
ersteren unterzuordnen sind. So sieht es auch
die Rechtsprechung:
Genügen die allgemeinen technischen Vor-
schriften in Folge einer Entwicklung der
Technik nicht mehr den Regeln der Baukunst
und widersprechen sie ihnen, so genügt der
Unternehmer seiner Verpflichtung zur Errei-
chung eines mangelfreien Werkes nicht durch
Einhaltung der DIN-Norm.
� OLG Köln, 23. 9. 1980, AZ 15 U 262/79):
Die Kläger haben Anspruch auf die Einhal-
tung desjenigen Schallschutzes, der bei ein-
wandfreier Herstellung regelmäßig erzielt
worden wäre. Dabei kommt es nicht einmal
vorrangig auf die etwaige Einhaltung der
DIN-Norm oder der bloßen anerkannten Re-
gel der Technik an. Es ist vielmehr in der
obergerichtlichen Rechtsprechung anerkannt,
dass die Einhaltung der anerkannten Regeln
der Technik und der DIN-Normen den Unter-
nehmer nicht von Gewährleistungsansprü-
chen befreien, wenn bei mängelfreier Aus-
führung der vorgesehenen Leistung bessere
Schalldämmwerte erreichbar gewesen wären.
� OLG, Urteil vom 10. 6. 1992, AZ 13 U
267/91: Wünscht der Auftraggeber eine billi-
gere Herstellungsweise, so entlastet diese An-
ordnung den Auftragnehmer nur, wenn er

den Auftraggeber auf die Bedenken gegen die
billigere Ausführung hinweist. Weist der über
Spezialkenntnisse verfügende Auftragnehmer
auf solche Bedenken vorsätzlich oder auch
nur fahrlässig nicht hin, so haftet er für den
Mangel seines Werks.
� BGHZ 39,189 = BB 1963, 669: Die Hin-
weispflicht des Auftragnehmers beurteilt sich
danach, dass dieser einen Erfolg schuldet.
Der Auftragnehmer kann sich deshalb nicht
darauf beschränken, die vom Auftraggeber
gewünschten Einzelmaßnahmen auszufüh-
ren. Vielmehr muss er mit seiner überlegenen
Sachkunde prüfen, ob die Maßnahmen zur
Erreichung des vertraglich Geschuldeten er-
folgstauglich sind und widrigenfalls beim
Auftraggeber seine Bedenken anmelden.
� OLG Frankfurt BauR 1985, 448:
(1) Die Gesamtschuldner sind im Verhältnis
zueinander zu gleichen Anteilen verpflichtet,
soweit nicht ein anderes bestimmt ist. Kann
von einem Gesamtschuldner der auf ihn ent-
fallende Betrag nicht erlangt werden, so ist
der Ausfall von den Übrigen zur Ausglei-
chung verpflichteten Schuldnern zu tragen.
(2) Soweit ein Gesamtschuldner den Gläubi-
ger befriedigt und von den übrigen Schuld-
nern Ausgleich verlangen kann, geht die For-
derung des Gläubigers gegen die übrigen
Schuldner auf ihn über. Der Übergang kann
nicht zum Nachteil des Gläubigers geltend
gemacht werden.
� BGB § 426 (Ausgleichspflicht der Gesamt-
schuldner): Die Ausgleichspflicht der Ge-
samtschuldner gemäß BGB, § 426, verjährt
erst nach 30 Jahren.

Ein Fall aus der Praxis
Zwischen dem Bauherrn (Auftraggeber) und
dem Auftragnehmer für Estricharbeiten war
eine zweijährige Gewährleistungsfrist verein-
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Die anerkannten Regeln der Bau-
technik gehen über die DIN hinaus
Eigentlich haben Auftragnehmer kein Interesse daran, wegen einer mangelhaften Vorleistung beim Auftraggeber 

schriftlich Bedenken anzumelden. Besser wäre es aber allemal, denn es kann sie teuer zu stehen kommen.
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Würde man bei dieser „Rohrkonstruktion“ einen bauaufsichtlich zugelassenen Volldämm-Leichtestrich verwenden,
hätte man in nur einem Arbeitsgang eine sachgerechte Ausgleichsschicht mit integrierter Wärme- und Trittschall-
dämmung.

Wegen eines Rohrleitungswirrwarrs ist die fehlerfreie
Verlegung eines schwimmenden Estrichs oft nicht
möglich.
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bart. Im dritten Jahr stellen sich erhebliche
Mängel an der Estrichleistung heraus. Grund-
sätzlich ist es so, dass die Gewährleistungs-
frist zwischen einem Bauherrn (Auftragge-
ber) und einem Architekten erst nach fünf
Jahren endet. Der geschädigte Bauherr wird
nunmehr seine Forderungen gegen den Ar-
chitekten durchsetzen. Ist der Rechtsstreit
zwischen Architekt und Bauherr abgeschlos-
sen und wurde der Architekt zum Schadens-
ersatz verurteilt, dann ist damit zu rechnen,
dass nunmehr in einem neuen Rechtsstreit
mit Blick auf den § 426 BGB die Auseinander-
setzung zwischen Architekt und Estrichfach-
unternehmer geführt wird. In diesem Rechts-
streit ginge es dann darum, die Quoten fest-
zulegen, wer in welchem Prozentsatz für den
entstandenen Mangel einzustehen hat. Ein
anderes Beispiel: Rohrleitungen und Kabel
auf Deckenflächen sind als gegeben hin-
zunehmen. Was aber nicht hingenommen
werden kann ist, dass die Planung nicht ge-
nügend Aufbauhöhe vorsieht und dass die
Ausschreibenden und leider zu viele Firmen
meinen, man könne mit einer Lage Hart-
schaumdämmplatten eine Ausgleichsschicht
herstellen. Eine solche Leistungsausführung

muss als grob fahrlässig bewertet werden. In
der DIN 18 560 Teil 2 „Estriche im Bauwesen;
Estriche und Heizestriche auf Dämmschich-
ten (Schwimmende Estriche)“ heißt es im
Abschnitt 4.1 „Tragender Untergrund“ unter
anderem: „Der tragende Untergrund muss
zur Aufnahme des schwimmenden Estrichs
ausreichend trocken sein und eine ebene
Oberfläche aufweisen. Er darf keine punkt-
förmigen Erhebungen, Rohrleitungen oder
Ähnliches aufweisen, die zu Schallbrücken
und/oder Schwankungen in der Estrichdicke
führen können. Falls Rohrleitungen auf dem
tragenden Untergrund verlegt sind, müssen
sie festgelegt sein. Durch einen Ausgleich ist
wieder eine ebene Oberfläche zur Aufnahme
der Dämmschicht, mindestens jedoch der
Trittschalldämmung zu schaffen. Die dazu er-
forderliche Konstruktionshöhe muss einge-
plant sein. Ungebundene Schüttungen aus
Natur- oder Brechsand dürfen für den Aus-
gleich nicht verwendet werden.“

Zusammenfassung
Wenn schlechte Leistungen ausgeführt wer-
den, dann liegt das häufig an der Unfähigkeit

einzelner Unternehmer. Diese schaden dem
Verbraucher und der gesamten Branche. Eine
sachgerecht gut ausgeführte Leistung hat ih-
ren Preis. Ein Haus- oder Wohnungserwerber
erwartet, dass er eine fachlich einwandfreie
gute Leistung erhält. 
Genauso wie die Schwarzarbeit im Interesse
der Allgemeinheit bekämpft werden muss, ist
es notwendig, die Firmen zu bekämpfen, von
denen wegen fehlerhafter Leistungsausfüh-
rung eine Gefahr ausgeht. Es kann nicht ak-
zeptiert werden, dass die Schlechtleistenden
bestimmen, wie gearbeitet wird. Wer fahrläs-
sig fehlerhaft arbeitet, darf im Reklamations-
fall nicht noch dadurch belohnt werden mit
dem Hinweis, es läge ein hoher Aufwand bei
der Nachbesserung vor. 
Der Minderungsbetrag sollte in der Höhe be-
stimmt werden, was die neue Verlegung kom-
plett kosten wird. Wird die Minderung da-
nach bemessen, was es tatsächlich kostet,
den Mangel zu beseitigen (gegebenenfalls
völlige Neuverlegung), wird es zu der Markt-
bereinigung kommen. Norman Gasser �
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